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1
Einleitung
Nach der Neuregelung geringfügiger Be-
schäftigung und Einführung der Gleitzo-
nenregelung für Arbeitsverhältnisse mit ei-
nem Verdienst zwischen 401 und 800 €
(Midijobs) im April 2003 hat die Gleitzo-
nenbeschäftigung abgenommen und die
Zahl der Minijobs stark zugenommen. Der
Rückgang der Midijobs wurde von der 
vormaligen rot-grünen Bundesregierung
nicht thematisiert. Zugleich wurde die 
Zunahme der Minijobs als beschäftigungs-
politischer Erfolg verkauft. Dabei ist die Bi-
lanz der Minijobs ernüchternd. Im Jahres-
gutachten 2005/06 des Sachverständigen-
rates zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Lage wurde auf mögliche
Verdrängungseffekte sozialversicherungs-
pflichtiger Beschäftigung hingewiesen.
Auch – so das Gutachten – würden Mini-
jobs für Arbeitslose keine Brückenfunktion
zum ersten Arbeitsmarkt ausüben. Es wur-
de empfohlen, diese im Nebenerwerb ab-
jobreform gefragt (Abschnitte 3 und 4).
Abschließend werden Reformperspektiven
begründet, die auch für die Debatten um
den Kombi- und Mindestlohn und die 
Zukunft des  Arbeitsmarktes und der so-
zialen Sicherung hilfreich sein sollen (Ab-
schnitt 5).
2
Subventions- und 
Kombilohnkonzept der
Mini- und Midijobs
In der Kombilohndebatte wird die Hoff-
nung gehegt, mit Kombilöhnen den Nied-
riglohnsektor aus- und Arbeitslosigkeit ab-
bauen zu können. Dabei wird häufig über-
sehen, dass es mit den Mini- und Midijobs
in Deutschland bereits ein weit verbreitetes
Kombilohnmodell gibt. So sollte mit der
Neuregelung geringfügiger Beschäftigung
von 2003 (Übersicht 1) das vermutete Po-
tenzial an Arbeitsplätzen im Niedriglohn-
sektor erschlossen, Schwarzarbeit be-
kämpft und ein Beitrag für die Integration
Bilanz der Minijobs und Reformperspektiven
Torsten Brandt
Die vielschichtigen sozial- und arbeitsmarktpolitischen Folgeprobleme der seit April 2003 bestehenden Mini- und Midijobs signali-
sieren umfassenden Reformbedarf. Dies wurde bereits von Gerhard Bäcker in Heft 5 der WSI Mitteilungen dargestellt. Zugleich sind
sie ein markanter Bezugspunkt für die Kombilohn- und Mindestlohndebatte.Welche Reformbedarfe der Mini- und Midijobs lassen sich
im Detail aufzeigen? Welche Reformelemente könnten jeweils zielführend sein? Dieser Artikel fokussiert sich auf die Frage, wie ein völ-
lig neuer Reformansatz aussehen müsste, der Mini- und Midijobs als Herausforderungen für die Debatten über einen Kombilohn, Min-
destlohn und die Reform der sozialen Sicherung begreift.
zuschaffen. Zudem wurde im Koa-
litionsvertrag (2005, S.25) von CDU und
SPD die Prüfung eines Kombi-Lohn-Mo-
dells durch eine Arbeitsgruppe festge-
schrieben, die „Wechselwirkungen mit
dem Steuer- und Abgabensystem und der
verringerten Beitragsbelastung bei Mini-
und Midijobs“ und das Thema Mindest-
lohn in die Analyse einbeziehen soll.
Schließlich wurde von der neuen Bundes-
regierung im Februar 2006 eine Abgaben-
erhöhung für Minijobs ab Juli 2006 be-
schlossen. Verdrängungseffekte und Min-
dereinnahmen werden also zunehmend als
problematisch wahrgenommen. Dieses gilt
allerdings weniger für die berufliche Pers-
pektivlosigkeit, soziale Sicherung und Ent-
lohnung von ausschließlich geringfügig
entlohnten Minijobbern (Minijobber im
Haupterwerb), die dauerhaft Minijobs aus-
üben.
Dieser Artikel beinhaltet eine Bilanz
der Minijobs und wirft Reformperspekti-
ven auf.1 Nach der Darstellung des Sub-
ventionskonzepts der Mini- und Midijobs
(Abschnitt 2) wird nach arbeitsmarkt- und
sozialpolitischen Konsequenzen der Mini-
Torsten Brandt, Wissenschaftler im WSI in
der Hans-Böckler-Stiftung (Projekt PIQUE).
Arbeitsschwerpunkte: Privatisierung öffentl.
Dienstleistungen, Arbeitsmarktpolitik, 
Zukunft der sozialen Sicherung. 
e-mail: torsten-brandt@boeckler.de
1 Die Fragestellungen dieses Artikels sind im 
Kontext des von der EU-Kommission geförder-
ten, internationalen Forschungsprojektes “Em-
ployees resources and social rights in Europe“
(http://www.univ-nancy2.fr/ILSTEF/RESORE/)
entstanden.
Übersicht 1: Die Neuregelungen geringfügiger Beschäftigungsverhält-
nisse seit 1. April 2003
– Die Geringfügigkeitsgrenze wurde von höchstens 325 € auf 400 € angehoben, die Arbeitszeitgrenze
von maximal 15 Stunden pro Woche gestrichen.
– Für den Arbeitnehmer wurde die erste geringfügige Nebenbeschäftigung neben einer Haupt-
beschäftigung von der Sozialversicherungs- und Steuerpflicht befreit.
– Während damit für Arbeitnehmer Minijobs im Haupt- und Nebenerwerb abgabenfrei sind, fallen 
für die Arbeitgeber Pauschalabgaben von 25 % des gezahlten Lohnes an, die ab Juli 2006 auf 30 %
steigen (dann 15 % statt 12 % für die Rentenversicherung, 13 % statt 11 % für die Kranken-
versicherung und 2 % Pauschalsteuer).
– Für Minijobs in Privathaushalten gelten reduzierte Pauschalabgaben von 12 % und steuerliche 
Absetzbarkeit der Aufwendungen bis zur Höhe von 10 % der Arbeitskosten.
– Einführung der Gleitzonenregelung für Midijobs: Im Einkommensbereich von 400,01 € bis 800 €
steigen für Midijobber die Sozialversicherungsbeiträge linear von ca. 4 % auf 21 % an. Die Lohn-
steuerpflicht bleibt bestehen. Für die  Arbeitgeber fallen die gleichen Abgaben wie bei sozial-
versicherungspflichtiger Beschäftigung an.
Quelle: Minijobzentrale (2006).
Hans Böckler
Stiftung
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von Arbeitslosen in den ersten Arbeits-
markt geleistet werden. Und mit der Ein-
führung von Midijobs sollten die Sprung-
stelle in den Abgaben beim Übergang von
geringfügiger zu sozialversicherungspflich-
tiger Beschäftigung reduziert und Beschäf-
tigung im Übergangsbereich ausgebaut
werden.
Mini- und Midijobs als Formen sub-
ventionierter Beschäftigung sind ein Mo-
dell des Kombilohns, weil – im Vergleich zu
normaler sozialversicherungspflichtiger
Beschäftigung – trotz reduzierter Sozial-
versicherungsabgaben die Sozialversiche-
rungen die soziale Sicherung der meisten
Minijobber garantieren: über die kostenlo-
se Familienmitversicherung in der gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV) und die
Hinterbliebenenversicherung in der gesetz-
lichen Rentenversicherung (GRV).Als sub-
ventionierte Beschäftigungsformen sind sie
auf Kosten der Steuerzahler und sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten mit einer
Belastung des Fiskus bzw. der Sozialversi-
cherungsbudgets verbunden, die auf Sei-
ten der Mini- und Midijobber sowie Ar-
beitgeber zu monetären Vorteilen führt
(Brandt 2005). Der Subventionsvorteil re-
duzierter Abgaben liegt nicht ausschließ-
lich bei den Arbeitnehmern, sondern auch
bei den Arbeitgebern, wenn Arbeitgeber-
beiträge für die gesetzliche Krankenversi-
cherung entfallen (z. B. bei Beamten und
Selbstständigen) oder es sich um einen Mi-
nijob in einem Privathaushalt handelt (Ta-
belle 1).
Die Mindereinnahmen bestehen nur
im Vergleich zu sozialversicherungspflich-
tiger Beschäftigung. Mindereinnahmen
stehen nicht im gleichem Umfang direkte
Mehrausgaben entgegen: Minijobber sind
aus der Arbeitslosenversicherung ausge-
schlossen, und den Beiträgen an die GRV
stehen nur minimale Rentenansprüche ge-
genüber. Die GKV erzielt durch die Kran-
kenversicherungsbeiträge der Arbeitgeber
für Minijobs sogar auch zusätzliche Ein-
nahmen, da die Mehrzahl der Minijobber
unabhängig von ihrem Minijob bereits in
der GKV versichert ist, mehrheitlich in der
Familienmitversicherung oder mit weiter-
hin auch eigener Beitragszahlung bei be-
stehender Pflichtversicherung (Rentner,
Studenten, Arbeitslose) oder freiwilliger
Mitgliedschaft (Selbstständige). Auch die
Abgabenvorteile der Arbeitnehmer sind zu
relativieren, da der Wegfall der Arbeitneh-
merbeiträge als Rechtfertigung für Lohn-
abschläge genutzt und so zum Lohn-
kostenvorteil des Arbeitgebers werden
kann. Wie stellt sich also die Bilanz der 
Mini- und Midijobs tatsächlich dar?2
3
Arbeitsmarktpolitische
Konsequenzen
3.1 ZUNAHME DER MINIJOBS, 
SUBSTITUTIONSEFFEKTE UND 
URSACHEN
Im Jahr nach der Neuregelung stieg die
Zahl der Minijobber im Haupt- und Ne-
benerwerb (exklusive Beamte und Selbst-
ständige) von März 2003 bis März 2004
von ca. 4,83 Mio. um ca. 1,37 Mio. (oder
28 %) auf 6,21 Mio. (BA 2004). Beachtens-
wert ist insbesondere die Zunahme der
Minijobber im Nebenerwerb, die von ca.
0,7 Mio. auf 1,55 Mio. zulegte und mit
ihrem Anteil von 62 % an der Zunahme al-
ler Minijobs auf einen Anteil von ca. 25 %
aller von der BA ausgewiesenen Minijobs
kam. Nach Angaben der Bundesagentur für
Arbeit (BA 2005) nahm der Anteil der
Minijobs an den sozialversicherungspflich-
2 Im Vergleich zu dem Artikel von Bäcker (2006)
wurden hier für die Evaluation der Minijobs teil-
weise bewusst andere Schwerpunkte bei der Aus-
wahl empirischer Daten gesetzt.
Tabelle 1: Sozialbeiträge und Steuern von Arbeitgebern und Arbeitnehmern bei Normalarbeitsverhältnissen,
ausgewählten Minijobformen und Midijobs im Vergleich – in % vom Bruttoeinkommen (Stand Juli 2006) –
Beschäftigungsform Normalarbeits- Minijobs Midijobs
verhältnisse1)
Beitragszahler ArbGeb ArbN ArbGeb ArbGeb Privathaushalte Privathaushalte ArbN ArbGeb ArbN
von Mini- von Mini- als ArbGeb als ArbGeb 
jobbern jobbern von Minijobbern von Minijobbern 
mit GKV ohne GKV mit GKV ohne GKV
Sozialbeiträge vom 22,55 20,85 29,70 16,70 11,70 6,70 – 22,55 4,2 bis 
Bruttoeinkommen in % 20,85
Gesetzliche 9,75 9,75 15,00 15,00 5,00 5,00 – ()2) 9,75 bis 9,75
Rentenversicherung
Arbeitslosenversicherung 3,25 3,25 – – – – – 3,25 bis 3,25
Krankenversicherung 7,00 7,00 13,00 – 5,00 – – 7,00 bis 7,00
Pflegeversicherung 0,85 0,85 – – – – – 0,85 bis 0,85
Umlageversicherung 0,10 – 0,10 0,10 0,10 0,10 – 0,10 –
Krankheit
Unfallversicherung 1,60 – 1,60 1,60 1,60 1,60 – 1,60 –
Steuerbeiträge in % – 15,8/4,03) 2,00 2,00 2,00 2,00 – – 0/12,11
vom Bruttoeinkommen bis 14,254)
Lohnsteuer und Solidaritäts- – 15,8 /4,03) – – – – – – –„–
zuschlag
Pauschalsteuer – – 2,00 2,00 2,00 2,00 – – –
Sozialbeiträge und Steuern 22,55 36,65/ 31,70 18,70 13,70 8,70 – 22,55 4,2 bis 
in % des Bruttoeinkommens 24,853) 35,1
ArbGeb=Arbeitgeber; ArbN= Arbeitnehmer; GKV= Mitglied/familienversichert in der gesetzlichen Krankenversicherung.
1) Abhängige Beschäftigungen innerhalb der Betragsbemessungsgrenzen von 5.250 € pro Monat (Westdeutschland 2006) hinsichtlich Arbeitslosen- und Rentenversicherung und innerhalb der Versiche-
rungspflichtgrenze von 3.937 € pro Monat (2006) hinsichtlich Krankenversicherung und Pflegeversicherung.
2) Freiwillige Beitragszahlung auf den vollen Beitrag von 19,5 % möglich.
3) Mittleres Einkommen 2005, ledig/verheiratet; für eine individuelle Bestimmung der Abzugsquoten siehe z. B. www.nettolohn.de.
4) Bei Ledigen mit Lohnteuerklasse I kein Steuerabzug, bei Verheirateten mit Lohnsteuerklasse V in 2006 zwischen 12,11 % bei 401 € und 14,25 % bei 800 € brutto für Lohnssteuer und gegebenenfalls
Solidaritätszuschlag 
Quelle: http://www.sozialpolitik- aktuell.de; http://www.minijob-zentrale.de; eigene Berechnungen.
Hans Böckler
Stiftung
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tig Beschäftigten von 17,9 % im März 2003
auf 22,5 % im März 2004 zu und stabili-
sierte sich dann ab Dezember 2004 auf ei-
nem Niveau von ca. 25 %. Aktuelle Zahlen
meldet die Minijob-Zentrale (2006) für
Minijobs in Privathaushalten und im ge-
werblichen Bereich (ohne gesonderten
Ausweis der Nebenjobs) mit insgesamt
6.489.942 Minijobbern für März 2005. Seit
dem 3. Quartal 2004 gibt es eine Trend-
wende im gewerblichen Bereich, da hier die
Zahl der Minijobber im Zeitraum Septem-
ber 2004 bis September 2005 um 4,2 %
(oder 287.904 Beschäftigte) abnahm. Im
Gegensatz zur Zunahme der Minijobs
nahm nach der Neuregelung zwischen De-
zember 2002 und Dezember 2003 die Zahl
der Beschäftigten mit durchschnittlich zwi-
schen 400 und 800 € Brutto-Monatsent-
gelt von 1,2 Mio. auf 1,1 Mio. ab (BA 2004).
Die Streuwirkung der Subventionie-
rung der Minijobs ist hoch: Laut der Be-
fragung des Rheinisch-Westfälischen 
Instituts für Wirtschaftsforschung (RWI)
aus dem Jahr 2003 (RWI 2004, S. 66f.)
stammte der Zufluss der Minijobber nur
zu ca. 15 % aus Arbeitslosen, zu 58 % aus
Schülern, Studenten, Rentnern und Haus-
frauen und zu fast einem Drittel aus zuvor
bereits Erwerbstätigen (14 % aus geringfü-
giger Beschäftigung, 9 % mit Einkommen
bis 800 € und 16 % mit Einkommen über
800 €).
Bei der Zunahme der Minijobs handelt
es sich auch nicht ausschließlich um zu-
sätzliche Beschäftigung, denn in vorliegen-
den Evaluationsstudien (BA 2004; RWI
2004; Schupp/Birkner 2004; Steiner/Wroh-
lich 2005; Voss-Dahm 2005) werden Ver-
drängungseffekte und teilweise gar eine
Verringerung des Arbeitsvolumens diagnos-
tiziert:
Die BA (2004) geht von der Verdrän-
gung sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigung durch Minijobs in den Dienst-
leistungsbranchen aus, in denen die Zahl
der Minijobber im Haupterwerb deutlich
zu- und die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten deutlich abgenom-
men hat (z. B. Gastgewerbe, Handel). Vom
Institut für Arbeit und Technik (IAT)
(Voss-Dahm 2005) wurden auf Basis von
Fallbeispielen des Einzelhandels Verdrän-
gungsprozesse von Vollzeitbeschäftigten im
Zuge von Rationalisierungsmaßnahmen
beschrieben und es wurde hervorgehoben,
dass die Fragmentierung in kleine und
kleinste Arbeitsverhältnisse nicht selten mit
einem Abbau des Arbeitsvolumens einher-
geht. Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) (Steiner/Wrohlich
2005) errechnete auf Basis eines Mikrosi-
mulationsmodells eine leichte Zunahme
der Minijobs, Substitutionseffekte und im
Ergebnis ein leicht gesunkenes Arbeitsvo-
lumen. Das RWI (2004) kommt mit den
Daten seiner Beschäftigtenumfrage zu dem
Schluss, dass mit der Reform von 2003 ins-
besondere sozialversicherungspflichtige
Beschäftigungsverhältnisse unter 800 € in
Minijobs umgewandelt wurden. Weiterer
Evaluationsbedarf besteht insbesondere in
der Abschätzung der Umwandlung von
Schattenarbeit in Minijobs und hinsicht-
lich des gegenteiligen Effektes der illegalen
Verschleierung von Schattenarbeit durch
Minijobs. Auch liegen bisher keine befrie-
digenden Befunde zu der Frage vor, welche
Personengruppen von der extremen Zu-
nahme der Minijobs im Nebenerwerb pro-
fitieren (vermutlich primär Beamte und
Selbstständige).
Wie sind nun die Verdrängungseffekte
und die unterschiedlichen Entwicklungen
von Minijobs im Haupterwerb, Nebener-
werb und der Rückgang der Midijobs zu
erklären?
(1) Da in 2003 die Pauschalabgaben für 
Minijobs leicht erhöht wurden (25 % statt
zuvor 22 %), ist die direkte Zunahme der
Minijobs im Haupterwerb nicht über Ab-
gaben, sondern zunächst mit der Anhe-
bung der Geringfügigkeitsgrenze von 325
auf 400 € und damit ausgelöste Substitu-
tionseffekte im Bereich oberhalb von 325 €
erklärbar.
(2) Die Minimierung des Verwaltungsauf-
wandes durch die Minijobzentrale hat 
Minijobs für Arbeitgeber populärer ge-
macht (Bach et al. 2005, S. 5).
(3) Verstärkte Anreize führten zusammen
mit technischen Innovationen zu einem
gestiegenem Bedarf der Unternehmen an
geringfügigen, flexiblen Beschäftigungen,
die mittels arbeitssparender Rationalisie-
rungen und des Ausbaus von Tätigkeiten
mit niedrigeren Qualifikationsanforderun-
gen niedrigere Lohnausgaben ermögli-
chen.
(4) Aus Betriebsfallstudien des IAT geht
hervor, dass Minijobber Krankheits- und
Feiertage häufig nacharbeiten müssen.
Ebenso, dass Lohnabschläge für Minijob-
ber, die von Personalverantwortlichen mit
dem Hinweis auf für den Arbeitnehmer
nicht anfallende Sozialbeiträge verbunden
werden, auch in tarifgebundenen Betrie-
ben keine Seltenheit sind, obwohl diese il-
legale Praxis gegen das Diskriminierungs-
verbot Teilzeitbeschäftigter verstößt (Kali-
na/Weinkopf 2006). Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall erhielten im Jahr 2004 56 %
der sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten, aber nur 7,6 % der Minijobber
(Winkler 2005, S. 298). Auswertungen zur
Entlohnung von Minijobbern stützen die
Beobachtungen über Lohnabschläge und
Ausschluss von betrieblichen Leistungen:
Nach den Befragungsergebnissen des RWI
(2004, S. 57, 92) erzielen 50 % der Befrag-
ten Stundenlöhne unterhalb der vom RWI
definierten Niedriglohnschwelle (für 2004)
von 8 €/Stunde. Laut IAT verdienen 86 %
der Minijobber Stundenlöhne unterhalb
der auf Basis von Bruttostundenlöhnen
(mittels einer Auswertung des Sozioöko-
nomischen Panels (SOEP) aus dem Jahr
2004) errechneten Niedriglohnschwelle
(weniger als 50 % des Medianentgeltes)
von 7,38 € in Westdeutschland bzw. 5,37 €
in Ostdeutschland. Die Qualifikation spie-
le beim Verdienst eine vergleichsweise ge-
ringe Rolle. Entscheidend für Zunahme
und Substitutionseffekte der Minijobs sind
folglich weniger Abgaben, sondern die 
ohne Mindestlöhne oder wirksame Tarif-
verträge mögliche Absenkung von Löhnen.
Die noch stärkere Zunahme der Minijobs
im Nebenerwerb seit 2003 ist zusätzlich auf
den Wegfall der Abgaben für Arbeitnehmer
mit einer geringfügigen Nebenbeschäfti-
gung zurückzuführen. Denn zwischen
1997 und 2003 (als Nebenbeschäftigungen
auch für Arbeitnehmer voll abgabenpflich-
tig waren) war ihre Zahl gesunken
(Schupp/Birkner 2004).Auch die besonde-
ren Abgabenvorteile für Minijobs in Pri-
vathaushalten haben sich seit der Neurege-
lung fortlaufend in positive Beschäftigung
umgesetzt (27.817 im Juni 2003, 113.145
im September 2005). Vom Sachverständi-
genrat der Bundesregierung SVR (2003)
wurde allerdings vermutet, dass sie sich ins-
besondere als Steuersparmodell für Freibe-
rufler eignen.
Der Rückgang der Gleitzonenbeschäf-
tigung verweist auf das nach wie vor un-
gelöste Sprungstellenproblem. Die Abzüge
sind für Midijobber im Vergleich zu 400 €-
Jobs immer noch relativ hoch; z. B. verrin-
gert sich für die Mehrheit der (verheirate-
ten) Midijobber mit Steuerklasse V im Jahr
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wenn es richtig ist, dass sich für Arbeitslo-
sengeldempfänger Mini- und Midijobs
aufgrund der Anrechnungsregeln kaum
lohnen (Steiner/Wrohlich 2005, S. 142f.),
bleibt ohnehin das Kernproblem, dass Ar-
beitsplätze fehlen.
Fassen wir zusammen: Die Subventio-
nierung von Niedriglohnarbeit schafft
nicht mehr Arbeitsplätze, sondern sie senkt
das Lohnniveau ab, sie löst weiterhin Ver-
drängungseffekte aus (durch höherqualifi-
zierte Nebenjobber, zuvor sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte, Schüler, Stu-
denten und Rentner), sie reduziert tenden-
ziell das Arbeitsvolumen wie auch die
Qualifikationsanforderungen und seg-
mentiert den Arbeitmarkt geschlechtsspe-
zifisch. Zukunftsoffener als ein solcher Weg
wäre eine beschäftigungspolitische Re-
formstrategie, die auf die Förderung zu-
sätzlicher, qualifizierter Arbeit abzielt und
Vollzeitarbeit zugunsten sozialpolitisch ab-
gesicherter, qualifizierter Teilzeitarbeit um-
verteilt (Sitte 2000).
4
Sozialpolitische 
Konsequenzen
4.1 SOZIALE SICHERUNG DER 
MINI- UND MIDIJOBBER
Für Schüler, Studenten, Rentner und die
Vollzeitbeschäftigten, die einen Minijob im
Nebenerwerb ausüben, sind die mit dem
Minijob nicht verbundenen Möglichkeiten
des Anspruchserwerbs auf soziale Siche-
rung relativ unproblematisch. Für Mini-
jobber im Haupterwerb, die nicht oder nur
teilweise über einen Partner oder die Fami-
lie abgesichert sind, sind Minijobs nur bei
gleichzeitiger Kombination mit Transfer-
leistungen existenzsichernd. Für die große
Gruppe der Verheirateten (72 % der Mini-
jobber, vgl. RWI 2004, S. 51) bleibt die Ab-
hängigkeit von einem gut verdienenden
Ehepartner oder vom Staat hinsichtlich Al-
ter, Arbeitslosigkeit und Krankheit beste-
hen. Mit diesen Konstruktionsprinzipien
basieren Mini- und Midijobs in geradezu
idealtypischer Form auf dem traditionellen
(männlichen) Familienernährer-Modell,
das im deutschen Typ von Wohlfahrts-
staatlichkeit institutionell verankert ist.
Aufgrund der Existenz abgeleiteter An-
sprüche, werden vor allem für Frauen 
negative Arbeitsanreize gesetzt, insofern 
keitsstrukturen von Beschäftigten gegen-
über steht, deren Qualifikationsanforde-
rungen zunehmen, weil sie zu „Ankern“ im
betrieblichen Ablauf werden (Voss-Dahm
2005). Die Minijobs entpuppen sich also
bei branchenspezifischer Betrachtung als
berufliche Sackgassen und Qualifikations-
fallen.
Dabei wollen Frauen mit Kindern und
die meisten Minijobber selbst wesentlich
länger arbeiten als es Minijobs ermögli-
chen: Die Wochenarbeitzeit der Minijob-
ber lag in der RWI-Befragung (2004)
durchschnittlich bei ca. 7 Wochenarbeits-
stunden und damit deutlich unter der von
geringfügig Beschäftigten in 2001/2002 ge-
wünschten von 13,3 Stunden in West-
deutschland bzw. 23,8 Stunden in Ost-
deutschland (Bothfeld et al. 2005, S. 218).
Insbesondere Frauen mit Kindern unter 18
Jahren wünschen sich nicht nur in Ost-
deutschland mehrheitlich (zu 82 %) ein
Arbeitszeitvolumen von über 30 Stunden
pro Woche, auch in Westdeutschland liegt
der Schwerpunkt ihrer Arbeitszeitwünsche
bei 20 bis 25 Stunden (ebd., S.187ff.). Le-
diglich für Schüler, Studenten, Rentner und
Nebenjobber ist es zufriedenstellend, mit
dem Minijob primär eine zeitlich begrenz-
te Hinzuverdienstmöglichkeit zu verbin-
den. Da auch erweiterte berufliche Pers-
pektiven mit mehr Arbeitszeit verbunden
sind, bietet der Teilzeitarbeitsmarkt insge-
samt bei Weitem nicht genügend Arbeits-
plätze mit entsprechend längeren Arbeits-
zeiten, die über die 400 €-Geringfügig-
keitsgrenze hinausgehen müssten.Vor dem
Hintergrund anhaltender Beschäftigungs-
ungleichgewichte zwischen Frauen und
Männern wird die geschlechtsspezifische
Segregation des Arbeitsmarktes durch Mi-
nijobs verschärft (Bäcker/Koch 2003):
67 % der Minijobs im Haupterwerb wur-
den im Juni 2004 von Frauen ausgeübt (BA
2005).
Auch Arbeitslose haben unter den Be-
dingungen eines verringerten Umfangs so-
zialversicherungspflichtiger Beschäftigung
und verstärkter Konkurrenz geringe Chan-
cen auf reguläre oder geringfügige Beschäf-
tigung. Für Arbeitslose können Minijobs
lediglich eine individuelle Chance bieten,
überhaupt Zugang zum Arbeitsmarkt zu
erhalten, allerdings dürften sie dann in die-
sen „low-end jobs“ verbleiben. Dieses Pro-
blem lässt sich auch nicht durch die Emp-
fehlung des RWI (2004) lösen, die finanzi-
ellen Anreize für Arbeitslose zu erhöhen,
um einen Minijob zu ergreifen. Denn selbst
2006 bei einem Einkommen von 401 €
brutto das Nettoeinkommen auf ca. 334 €.
400 € netto werden erst bei ca. 550 € brut-
to erzielt (vgl. www.nettolohn.de). Der
Wechsel in Minijobs kann unter Ausblen-
dung von Verlusten gegenüber der sozialen
Sicherung (inkl. Arbeitslosenversiche-
rung), niedrigerer Monatsverdienste und
beruflicher Abwärtsmobilität in Hinblick
auf den Zeitgewinn verlockend sein. Für
nicht anderweitig abgesicherte Ledige mit
Steuerklasse I sind die maximalen Netto-
monatsverdienste der Midijobs von 624 €
(bei 800 € brutto) relativ niedrig. Auch
dem Arbeitgeber bieten Midijobs kaum
Kostenvorteile, da sich die Reduktion von
Nettolöhnen kaum mit dem Argument
reduzierter Sozialversicherungsbeiträge
rechfertigen lässt. Hinzu kommt, dass die
Minijobzentrale für Midijobs nicht zustän-
dig ist. Somit ist für Midijobs der Verwal-
tungsaufwand höher als bei Minijobs.
3.2 BRÜCKENFUNKTION 
ODER SEGREGATION AUF DEM 
ARBEITSMARKT?
Wenn der Zufluss aus Arbeitslosigkeit rela-
tiv gering ist und Minijobs primär Ver-
drängungs- und Mitnahmeeffekte produ-
zieren, erfüllen sie dann wenigstens eine
Brückenfunktion zum ersten Arbeits-
markt, z. B. für Frauen nach einer Erzie-
hungspause und Arbeitslose, die einen 
Minijob aufnehmen? Im Dezember 2004
gab es mehr Minijobber im Haupterwerb
(4,9 Mio) als sozialversicherungspflichtig
Teilzeitbeschäftigte (4,3 Mio., darunter nur
1,1 Mio. Beschäftigte in der Gleitzone) so-
wie 22,1 Mio. Vollzeitbeschäftigte (BA
2004, 2005). Die Chancen eines Wechsels
von einem Minijob in einen sozialversiche-
rungspflichtigen Teilzeitarbeitsplatz sind
also relativ begrenzt. Und in den Branchen,
in denen die meisten Minijobber beschäf-
tigt sind (Einzelhandelsbranche, Reini-
gungsbranche, Restaurantbranche, Ge-
sundheitswesen), ist der Anteil der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten ex-
trem niedrig, der der Geringqualifizierten
und Frauen dagegen hoch (BA 2004, S. 24).
Einer Verbesserung der Arbeitssituation in-
nerhalb dieser Branchen hinsichtlich Qua-
lifikation und Wechsel in sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung sind also en-
ge Grenzen gesetzt. Am Beispiel des Einzel-
handels konnte zudem gezeigt werden, dass
ein zunehmender Anteil einfacher Dienst-
leistungsarbeit für Minijobber den Tätig-
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Paare mit einem Alleinverdienenden groß-
zügige Vergünstigungen bezüglich Ehegat-
tensplitting, Hinterbliebenenrente, bei-
tragsfreie Mitversicherung in der GKV usw.
erhalten. Nicht zuletzt zunehmend diskon-
tinuierliche Berufsbiografien der in der Re-
gel männlichen „Ernährer“ und ansteigen-
de Scheidungsraten machen das „male
breadwinner model“ allerdings obsolet.
Reformbedarf besteht hinsichtlich einer ei-
genständigen, ausreichenden sozialen Si-
cherung der Minijobber, Teilzeitbeschäftig-
ten und Geringverdiener. Damit kann Voll-
zeitarbeit nicht mehr der Maßstab für die
Standards der sozialen Sicherungssysteme
sein.
4.2 MINDEREINNAHMEN UND 
UMVERTEILUNGSEFFEKTE
Mindereinnahmen aus Minijobs stehen
zunächst zwar keine Mehrausgaben ge-
genüber (vgl. Abschnitt 2). In dem Maße
aber, in dem Minijobs sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigungen ersetzen, sind
Mindereinnahmen in den öffentlichen
Haushalten die Folge. Daher unterscheiden
sich die Schätzungen zu den finanziellen
Effekten der Minijobreform je nachdem,
welche Grundannahmen über Substitu-
tionseffekte impliziert sind: Die Schätzun-
gen etwa des Instituts für Arbeitsmarkt und
Berufsforschung (IAB) (Rudolph 2003) 
belaufen sich auf Einnahmeverluste der 
Sozialversicherungen von jährlich 612 
Mio. €, wohingegen die Bundesknapp-
schaft (2003) von Beitragsgewinnen bei der
GKV und der GRV ausgeht. Das DIW
(Steiner/Wrohlich 2005) berechnete nicht
nur die Verringerung des Aufkommens der
Sozialversicherungsbeiträge, sondern auch
die Verringerung der Einkommenssteuer
und kommt insgesamt zu Mindereinnah-
men von 1 Mrd. € pro Jahr.
Die Folge von Mindereinnahmen sind
in jedem Fall Umverteilungseffekte. Um-
verteilungseffekte sind Sinn und Zweck
der Konzipierung von Wohlfahrtstaatlich-
keit deutscher Prägung, für welche die
Erwerbszentrierung (im Gegensatz zur
Steuerfinanzierung) und das Solidaritäts-
prinzip in der Sozialversicherung prägend
sind. Obgleich primär sozialversiche-
rungspflichtige Vollzeitarbeitsverhältnisse
die soziale Sicherung der Nicht-Erwerbs-
tätigen und Minijobber gewährleisten,
wird dieses Modell sozialer Sicherung
durch Minijobs zulasten der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten konterka-
riert. Beitragsausfälle reduzieren die Bei-
tragsäquivalenz der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten. Mindereinnahmen
in den Sozialversicherungsbudgets könn-
ten zwar durch erhöhte Bundeszuschüsse
(das heißt durch die Steuerzahler) kom-
pensiert werden. Allerdings stehen dem
Steuerausfälle gegenüber, die zum Teil aus
Lohnsteuerausfällen durch Minijobs re–
sultieren. Von höheren Massensteuern
(Lohn- und Verbrauchssteuern), die im
Gegensatz zu direkten Steuern auf Ge-
winn- und Vermögenseinkommen die we-
sentlichen Finanzierungsquellen des Staa-
tes geworden sind (Schäfer 2004), sind
alle Lohnsteuerzahler und Konsumenten
betroffen. Ergänzende Kürzungen der
Bundeszuschüsse an die Sozialversiche-
rungsträger delegitimieren den Solidar-
ausgleich in der Sozialversicherung, da
dieser verstärkt allein über sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung finanziert
und die Beitragsäquivalenz weiter abneh-
men würde. Damit können Leistungskür-
zungen und weitergehende Privatisierun-
gen gerechtfertigt werden. Insgesamt ist
das bestehende Modell sozialer Sicherung
zunehmend weniger in der Lage, seine
Umverteilungsaufgaben wahrzunehmen.
Die aufgrund der Beschränkung auf
Einkommensarten, Personenkreise und
Einkommen innerhalb von Versicherungs-
pflichtgrenzen auch ohne Minijobs vertei-
lungspolitisch nur begrenzt solidarische, in
der Vergangenheit noch funktionierende
Finanzierung sozialer Sicherung gerät an
ihre Grenzen. Die Mindereinnahmen
durch Minijobs verschärfen also lediglich
die ohnehin zulasten der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten bestehenden
Umverteilungseffekte.
5
Reformperspektiven
5.1 VON DER KOMBILOHN- ZUR
MINDESTLOHNDEBATTE
Die im Jahresgutachten 2005 des Sachver-
ständigenrates formulierte Empfehlung,
die Abgabenfreiheit geringfügiger Neben-
beschäftigungen abzuschaffen, ist aus-
nahmslos zu unterstützen. Denn die glei-
che Subventionspraxis von Minijobs im
Haupt- und Nebenerwerb produziert ein
widersprüchliches Ergebnis: einerseits die
Verdrängung sozialversicherungspflichtig
Beschäftigter, andererseits die Privilegie-
rung bereits Beschäftigter durch günstige
Hinzuverdienstmöglichkeiten. Da mittler-
weile ein Viertel der Minijobs im Nebener-
werb ausgeübt wird, würde die Zurück-
nahme ihrer Abgabenfreiheit mindestens
so viele zusätzliche Mehreinnahmen für die
öffentlichen Haushalte bedeuten, wie die
beschlossene Abgabenerhöhung für Mini-
jobs. Zugleich würden Substitutions- und
Mitnahmeeffekte reduziert, was hinsicht-
lich des Ergebnisses der Abgabenerhöhung
zu bezweifeln ist, da Minijobs auch bei 5 %
höheren Abgaben aufgrund ihrer relativ
niedrigen Stundenlöhne für Arbeitgeber
attraktiv bleiben und zudem die Gefahr be-
steht, dass die Abgabenerhöhung in Form
reduzierter Löhne an die Minijobber wei-
tergegeben wird.
Diese Reformoptionen fokussieren sich
auf Mindereinnahmen und Substitutions-
effekte. Ausgeblendet scheint, dass insbe-
sondere Minijobber im Haupterwerb, die
Minijobs dauerhaft ausüben, auch im Zu-
sammenhang mit einer zunehmenden Zahl
von sozialversicherungspflichtig Teilzeitbe-
schäftigten und Geringverdienern eine vor-
zügliche Herausforderung für eine umfas-
sendere Reform der sozialen Sicherung und
des Arbeitsmarktes darstellen. Als ein be-
reits praktiziertes Kombilohnmodell kann
die Analyse der Minijobs zudem die Kom-
bilohndebatte anreichern und den Zusam-
menhang zur Mindestlohndebatte herstel-
len. So zeigen nicht nur die Erfahrungen
mit den subventionierten Minijobs, dass
beschäftigungspolitisch motivierte Kombi-
lohnmodelle mehr Probleme produzieren
als lösen. Auch Bewertungen zu zielgrup-
penspezifischen, nationalen Kombilohn-
modellen (Magdeburger Modell, SGI-
Modell usw.) und internationale Erfahrun-
gen besagen, dass Netto-Beschäftigungsef-
fekte aufgrund von Mitnahme- und Ver-
drängungseffekten bescheiden sind. Mit
dem Ausbau des Niedriglohnsektors in
Deutschland sind Beschäftigungschancen
für Arbeitslose nicht gestiegen. Stattdessen
verdrängen qualifizierte Arbeitskräfte we-
niger qualifizierte aus schlecht bezahlten
Positionen, weil auch in mittleren und
höheren Lohnklassen Arbeitsplätze fehlen
(vertiefend: IMK 2006). Ebenso geht das
Argument fehlender Arbeitsanreize an der
Bewerberflut auf dem Niedriglohnsektor
(Hieming et al. 2005) vorbei. Neben be-
schäftigungspolitischen Argumenten für
Kombilöhne gibt es auch sozialpolitische
Begründungen: Mit Kombilöhnen könne
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versucht werden, das Armutsrisiko der
Niedriglohnbeschäftigten in Deutschland
einzudämmen. Zwar bestünde wie bei den
Minijobs die Gefahr von Mitnahmeeffek-
ten und Lohndumping, allerdings könne
diesbezüglich durch gesetzliche Mindest-
löhne eine untere Auffanglinie gezogen
werden (Weinkopf 2005). Mindestlöhne
sind dementsprechend eine Voraussetzung
für Kombilohnmodelle, die Armut verrin-
gern wollen. In Großbritannien etwa wur-
de der „Working Families’ Tax Credit“ (der
Erwerbstätigen mit Kindern dauerhaft ei-
nen Mindestlebensstandard sichern soll)
schrittweise mit einem gesetzlichen Min-
destlohn kombiniert (Bosch/Weinkopf
2006). Die überwiegend positiven Erfah-
rungen mit Mindestlöhnen in Europa zei-
gen zudem, dass keine negativen Beschäf-
tigungseffekte zu erwarten sind (Schulten
et al. 2006). Die Einführung von Mindest-
löhnen pro Stunde ist angesichts der Ver-
breitung von Niedriglöhnen unter Mini-
jobbern und mindestens 6 Mio. Nied-
riglohnbeschäftigten in Deutschland
(Kalina/Weinkopf 2006) dringend er-
forderlich. Auch würde hiermit der Ver-
drängung sozialversicherungspflichtiger
Beschäftigung durch Minijobs mit Min-
destlöhnen pro Stunde eher etwas entge-
gengesetzt als mit der beschlossenen Bei-
tragssatzanhebung  für Minijobs. Vor dem
Hintergrund nachlassender  Tarifbindung
bzw. von Tariflöhnen, die teils unterhalb
der Niedriglohnschwelle liegen, besteht die
Gefahr, dass Armutslöhne langfristig auch
das Lohnniveau mittlerer und höherer
Lohngruppen absenken.
5.2 DEGRESSIVE SUBVENTIONIE-
RUNG VON ARBEITNEHMER-
BEITRÄGEN
Minijobber und Teilzeitbeschäftigte sind
nicht nur von Niedriglöhnen betroffen, sie
stellen zugleich knapp die Hälfte aller
Niedriglohnbeschäftigten. Sollen Kombi-
löhne in Kombination mit Mindestlöhnen
das Armutsrisiko von Geringverdienern
verbessern und Lohndumping verhindern,
würden vor allem Teilzeitbeschäftigte pro-
fitieren. Eine  Subventionierung von Teil-
zeitbeschäftigten wäre auch aus beschäfti-
gungspolitischer Perspektive sinnvoll,
wenn sozialpolitische Anreize für indivi-
duelle Arbeitszeitverkürzungen einen Bei-
trag für Arbeitsumverteilung leisten wür-
den, um das Angebot an qualifizierter Teil-
zeitarbeit und beruflichen Perspektiven
(insbesondere für Frauen) auszuweiten.
Anknüpfend an die genannten Prämissen
und am diagnostizierten Reformbedarf
der Mini- und Midijobs wird die Abschaf-
fung der Mini- und Midijobs zu Gunsten ei-
ner degressiven, steuerfinanzierten Über-
nahme nur der Arbeitnehmer-Sozialbeiträ-
ge für monatliche Verdienste bis zur gülti-
gen Pfändungsfreigrenze3 vorgeschlagen:
Die Übernahme der Arbeitnehmer-
beiträge könnte so gestaltet werden, dass
sie zunächst mit der vollständigen Über-
nahme der Arbeitnehmer-Sozialbeiträge
einsetzt und beispielsweise ab 400 € Net-
toverdienst mit zunehmendem Einkom-
men bis zur Pfändungsfreigrenze von 
985 € netto (ca. 1.360 € brutto) ausläuft.
Für Beschäftigte mit Verdiensten unterhalb
der Pfändungsfreigrenze würde der volle
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbetrag ab-
geführt, obwohl die Beschäftigten für den
Arbeitnehmerbeitrag erst ab 400 € zuneh-
mend selbst aufkommen müssten. Für die
Arbeitgeber würde die Abgabenbelastung
im Vergleich zu den erhöhten Pauschalab-
gaben der Minijobs abnehmen, allerdings
könnte bei gleichzeitiger Einführung von
Mindestlöhnen die Subventionierung
nicht unbegrenzt als Lohnabschlag an die
Arbeitnehmer weitergegeben werden. Da-
mit und aufgrund der dann für alle abhän-
gigen Beschäftigungen gleichen Arbeitge-
berbeiträge würden Substitutionseffekte
minimiert, die aus Abgabenvorteilen der
Minijobs resultieren. Die Brutto-Netto-
Differenz wäre für die Beschäftigten im Ge-
gensatz zu einer ersatzlosen Abschaffung
der Mini- und Midijobs weiterhin akzepta-
bel. Zudem würden alle Geringverdiener
mit Einkommen bis zur Pfändungsfrei-
grenze degressiv subventioniert. Gering-
verdiener könnten die Binnennachfrage er-
höhen und die Sprungstelle in den Sozial-
versicherungsabgaben wäre geglättet.
Allerdings müsste die Steuerklasse V abge-
schafft werden, da ansonsten ihre laufen-
den Lohnsteuerabzüge das Sprungstellen-
problem fortbestehen lassen würden. Mit
vollständigen Abgaben an alle Sozialversi-
cherungszweige könnten höhere Renten-
ansprüche erworben werden. Mit der Ein-
beziehung in die Arbeitslosenversicherung
sollten zumindest Ansprüche auf Leistun-
gen der aktiven Arbeitsmarktpolitik ge-
währleistet werden, um Weiterqualifizie-
rungsmöglichkeiten für Geringverdiener
zu ermöglichen. Die auf Kosten der Steuer-
zahler aufzubringenden Subventionsmittel
wären im Vergleich zum Freibetragsmodell
des DGB wesentlich niedriger. Eine stärke-
re Steuerfinanzierung der Sozialversiche-
rung würde effektiv – nämlich über eine ge-
zielte Senkung von Beiträgen für niedrige
Einkommen – ermöglicht.
Solange Vollzeitarbeit der wesentliche
Maßstab für Standards der sozialen Siche-
rung ist, wäre mit der Subventionierung
der Sozialbeiträge der Status quo der sozia-
len Sicherung für Teilzeitbeschäftigte und
Geringverdiener hinsichtlich Rente und
Ansprüchen gegenüber der Arbeitslosen-
versicherung zwar verbessert, aber nicht
ausreichend: Im Hinblick auf zunehmend
diskontinuierliche Berufsbiografien und
um eine Abkehr vom Familienernähermo-
dell zu ermöglichen, wäre es förderlich,
(neben der Abschaffung des Ehegatten-
splittings) die Hinterbliebenenrente schritt-
weise durch die weitere Ausgestaltung der
Mindestsicherung in der GRV zu ersetzen
(Klammer 2000a). Ein weiterer Baustein
für eine schrittweise Individualisierung
von Ansprüchen wäre die Abschaffung der
beitragsfreien Mitversicherung von Ehe-
partnern in der GKV.
Würde eine stärkere Steuerfinanzie-
rung der sozialen Sicherung über erhöhte
Massensteuern (Lohn- und Verbrauchs-
steuern) kompensiert werden, wären Nied-
rigeinkommensbezieher stärker betroffen;
es sei denn, durch eine weitere Gestaltung
der Einkommensbesteuerung – höhere
Freigrenzen, niedriger Eingangssteuersatz
und abgesenkte Progression im Anfangsbe-
reich – würde gegengesteuert. Im Hinblick
auf eine sozial gerechtere Verteilungspolitik
wäre eine Erhöhung der Vermögens- und
Einkommenssteuern sinnvoller. Von dieser
sind – bei gleichzeitiger Senkung der Bei-
tragssätze zur Sozialversicherung – deutli-
che Wachstums- und Beschäftigungseffek-
te zu erwarten (Leiber/Zwiener 2005,
S. 450). Um auch die Einnahmenseite der
Sozialversicherungen und ihre Potenziale
3 Die Pfändungsfreigrenze wird regelmäßig per Ge-
setzesverordnung vom Bundesjustizministerium in
Anlehnung an das steuerliche Existenzminimum
angepasst und beträgt seit Mitte 2005 985 € für
eine einzelne Erwerbsperson. Sie soll im Fall einer
Überschuldung garantieren, dass der genannte
Betrag bei einer Einkommenspfändung der be-
troffenen Person netto verbleibt, da dieser Netto-
betrag mindestens notwendig sei, um den Lebens-
unterhalt eines einzelnen Erwerbstätigen ange-
messen zu bestreiten. (Bispinck/Schäfer 2006, 
S. 293f.).
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für solidarische Umverteilungen zu stär-
ken, sind die stufenweise Anhebung und
Auflösung der Beitragsbemessungs- und
Versicherungspflichtgrenzen notwendig.
Außerdem ist die Einbeziehung von Beam-
ten und Selbstständigen in das Solidar-
prinzip der Sozialversicherungen anzure-
gen (Bürgerversicherung). Eine derartige
(Um-)Finanzierung der sozialen Sicherung
wäre verteilungsgerechter als die gegenwär-
tige Finanzierung zulasten der Beschäftig-
ten mit mittleren Einkommen.
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